
Anlage 2 
 
Anregungen von Trägern öffentlicher Belange  
(frühzeitige Beteiligung)  
 
 
1. Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Köln 

Schreiben vom 30.05.2011 
 
 Beschlussvorschlag 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
2. Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis, Köln 

Schreiben vom 06.06.2011 
 
 Beschlussvorschlag 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
3. RSAG mbH, Siegburg, Schreiben vom 15.06.2011 
 
 Beschlussvorschlag 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und beachtet. 
 
 Abwägung und Begründung 
 Alle Grundstücke liegen direkt an einer ausreichend bemessenen Erschließungsstich-

straße. Die geplante Wendeanlage ist zum Wenden der Müllfahrzeuge geeignet. Die 
Hinweise wurden im Bebauungsplanentwurf beachtet. 

 
 
4. Erftverband, Bergheim, Schreiben vom 20.06.2011 
 
 Beschlussvorschlag 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 
 Die Erschließung und Anschlüsse an die öffentliche Ver- und Entsorgung werden im 

Rahmen der Realisierungsmaßnahmen durch den Investor hergestellt. 
 Das hydrogeologische Gutachten hat das Ergebnis, dass eine Regenwasserversicke-

rung aufgrund der Bodenverhältnisse zu Problemen führen kann. Da es sich bei den 
Baugebieten um Flächen handelt, die bereits vor dem gemäß § 51a LWG festgesetz-
ten Datum bebaut waren, ist hier nicht die Pflicht zur Versickerung oder Verdunstung 
vor Ort vorgegeben. Trotzdem wird auch weiterhin versucht, Niederschlagswasser in 
die anschließenden Grünflächen zur Versickerung einzuleiten. Aufgrund der gegebe-
nen Situation setzt der Bebauungsplan fest, dass das anfallende Niederschlagswasser 
in die vorhandene Mischwasserkanalisation eingeleitet werden kann. 
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5. Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen – Regionalforstamt Rhein-
Sieg-Erft-Eitorf, Schreiben vom 22.06.2011 

 
 Beschlussvorschlag 
 
 Nach Prüfung der angeregten grundsätzlichen Planänderung und auf der Grundlage 

der Abwägung der privaten und öffentlichen Belange wird an der Planung weiterhin 
festgehalten. Den Belangen des Waldabstandes wird im Rahmen bestehender Verein-
barungen Rechnung getragen. 

 Die Hinweise bezüglich der Beeinträchtigung des FFH-Gebietes Kottenforst sowie der 
zu erwartenden Störungen von zu untersuchenden Arten wie Habicht, Wespenbussard 
und Springfrosch sind durch die im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag erarbeiteten 
FFH-Verträglichkeitsprüfung und artenschutzrechtliche Prüfung hinreichend gewahrt. 

 Weitere Untersuchungen sind nicht erforderlich. 
 
 Abwägung und Begründung 
 
 Die Belange des Waldes, Naturschutzes und des FFH-Gebietes Kottenforst werden im 

Umweltbericht und Landschaftspflegerischen Fachbeitrag bearbeitet und bewertet. Es 
werden Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen ermittelt und im Bebauungsplan 
festgesetzt. Die im LFB integrierte Artenschutzprüfung kommt zu dem Ergebnis, dass 
für die artenschutzrechtlich relevanten Tierarten Konflikte mit artenschutzrechtlichen 
des § 44 Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 44 Abs. 5 BNatSchG ausgeschlossen 
werden können. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die das Plangebiet um-
schließenden Schutzgebiete (Landschafts- und Naturschutzgebiete, Natura 2000-
Gebiete) sind infolge der Umsetzung der Planung nicht ersichtlich.  

Im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag ist als Teil der gesamten Umweltprüfung im 
Kapitel 10 (Seiten 51 – 54) eine FFH-Verträglichkeitsprüfung gemäß der VV-
Habitatschutz vom 13.04.2010 erarbeitet worden.  

In der Stufe I, der FFH-Vorprüfung (Screening) kommen die Gutachter zu dem Ergeb-
nis, dass mit der Umsetzung der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 102 "Bahnhof 
Kottenforst" keine erheblichen nachteiligen Veränderungen oder Störungen für die Na-
tura 2000-Gebiete im Umfeld verbunden sind. Die Funktionen der Gebiete für die im 
Schutzzweck benannten Lebensräume sowie Tier- und Pflanzenarten von gemein-
schaftlichem Interesse als maßgebliche Bestandteile werden nicht eingeschränkt, die 
Erhaltungsziele der Gebiete werden nicht beeinträchtigt. Erhebliche Beeinträchtigun-
gen der Gebiete lassen sich offensichtlich ausschließen. Vertiefende Untersuchungen 
sind nicht erforderlich. 

Im Kapitel 9 (Seiten 34 - 50) des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags ist eine arten-
schutzrechtliche Prüfung gemäß der VV-Artenschutz vom 13.04.2010 vorgenommen 
worden. 
Im Zuge der Prüfung sind auch die in der Stellungnahme genannten Arten Springfrosch 
(Seite 39), Habicht und Wespenbussard (Seite 47) behandelt worden mit dem Ergeb-
nis, dass für die genannten Arten keine Konflikte mit artenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten zu erwarten sind.    

 Zur Bebauung im Sicherheitsabstand von 35 m zum Waldrand gibt es eine Vereinba-
rung mit dem Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch das Staatliche Forstamt Kot-
tenforst,, vom 11.10.1991 / 28.1.1992, die bei Verzicht auf die Geltendmachung von 
Schadensersatzansprüchen gegen die Waldbesitzer eine Bebauung wie im Bestand 
vorhanden zulässt. Zur Sicherung dieser Ansprüche wurde eine Grunddienstbarkeit 
hierzu in das Grundbuch eingetragen (06.01.1992).  
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6. Zweckverband Naturpark Rheinland, Bergheim, Schreiben vom 24.06.2012 
 
 Beschlussvorschlag 
 
 Nach Prüfung der angeregten grundsätzlichen Planänderung und nach Abwägung der 

privaten und öffentlichen Belange wird an der Planung weiterhin festgehalten. Den An-
regungen wird nicht gefolgt. 

 
 Abwägung und Begründung 
 
 Die Planung steht nicht im Widerspruch zu § 1 Abs. 5 BauGB. Die Umnutzung beste-

hender Gewerbeflächen zu Wohngebieten steht nicht im Widerspruch zur nachhaltigen 
Stadtentwicklung, sondern verfolgt genau diese Ziele der Weiternutzung von Brachflä-
chen. Auch der § 1 Abs. 5 BauGB sieht Eigentumsbildung, hier in Form von Einfamili-
enhäusern, für weite Bevölkerungsgruppen vor. Die Einwohnerentwicklung der Stadt 
Meckenheim hängt gerade heute in Zeiten hoher Wohnungsnachfrage im Bonner 
Raum und weiten Teilen des Rhein-Sieg-Kreises davon ab, möglichst breit gefächerte 
Angebote zu liefern. Waldnahe, d. h. naturnahe  Grundstücke sind im Plangebiet ein 
Alleinstellungsmerkmal, das auch eine hohe Nachfrage nach derartigen Wohnsituatio-
nen erwarten lässt. Die Nachteile der dezentralen Bebauung werden durch diese be-
sonderen Qualitätsmerkmale kompensiert. Da durch die bereits vorhandene Bebauung 
dieses Gebiet in die Erschließung einbezogen ist, werden für die Stadt Meckenheim 
keine zunehmenden Infrastrukturkosten erwartet. 

 
 Die für eine Wohnbebauung anstehenden Flächen sind seit Jahrzehnten flächenhaft 

versiegelt und gewerblich genutzt. Sie sind deshalb im Flächennutzungsplan als Bau-
flächen enthalten und als solche auch in Privateigentum. Derzeit gibt es außer einem 
Ankauf keine Möglichkeit, das Gebiet anders als durch bauliche Nutzungen weiter zu 
entwickeln. Ein Ankauf dieser Flächen durch die Stadt Meckenheim, Verbände oder 
Naturschutzorganisatoren erscheint derzeit nicht möglich. Die Flächen durch bauleit-
planerische Festsetzungen mit einem Bauverbot als Grünfläche, Waldfläche o. ä. an-
zuweisen würde in Anbetracht des bestehenden Planungsrechts zu erheblichen Pla-
nungsschadensansprüchen gegenüber der Stadt Meckenheim führen und ist deshalb 
nicht vorstellbar. 

 
 Nach Prüfung und Abwägung dieser Möglichkeiten bleibt die Frage, welche Art der 

baulichen Nutzung verträglicher erscheint als die bestehende Nutzung als Gewerbege-
biet. 

 
 Hier ist festzustellen, dass Wohngebiete, die mit ein- bis zweigeschossigen Häusern 

bebaut wurden durch 
 
 – geringere Versiegelung 
 – kleinere Gebäudeeinheiten 
 – großzügige Gartennutzung 
 – keine Verursachung von Schwerlastverkehr 
 – keine Emissionen 
 
 gegenüber den üblichen uneingeschränkten Gewerbegebietsverträglichen Nutzungen 

deutlich weniger Probleme verursachen und sich in die vorhandenen Strukturen besser 
einfügen. 

 
 Nach Abwägung der privaten und öffentlichen Belange wird deshalb an der Planung 

weiter festgehalten. 
 
 Die geplanten Ausgleichsmaßnahmen sind im Umweltbericht beschrieben und in den 
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textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes exakt und eindeutig festgesetzt. 
 
 Die Prüfung der Durchführung und Pflege der Maßnahmen erfolgt im für die Stadt Me-

ckenheim üblichen Rahmen. 
 
 Zur Prüfung der Lärmsituation durch die Außengastronomie am Bahnhof Kottenforst 

wurde ein Schallgutachten erstellt. Auf der Grundlage der Ergebnisse dieses Gutach-
tens setzt der Bebauungsplan eine mindestens 2,5 m hohe, ca. 80 m lange Lärm-
schutzwand fest, so dass diese Belange in der Planung berücksichtigt werden. 

 
 
7. Rhein-Sieg-Kreis – Regional-/Bauleitplanung, Siegburg  

Schreiben vom 04.07.2011 
 
 Beschlussvorschlag 
 
 Zu Altlasten und Bodenschutz: Die Hinweise werden in den Bebauungsplan und in 

die Begründung aufgenommen.  
 

Zu Immissionsschutz: Geruchs- und Staubimmissionen: Da der Reitplatz und die zu 
den Gleisanlagen gelegenen Flächen nicht mehr durch Pferde genutzt werden, entfal-
len die Bedenken und Hinweise. Durch den Bebauungsplan werden auf diesen Flä-
chen Wohnnutzungen festgesetzt, so dass auch zukünftig eine Pferdehaltung auf die-
sen Flächen ausgeschlossen werden kann.  

 
Zu Natur und Landschaft: Im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag ist als Teil der 
gesamten Umweltprüfung im Kapitel 10 (Seiten 51 – 54) eine FFH-
Verträglichkeitsprüfung gemäß der VV-Habitatschutz vom 13.04.2010 erarbeitet 
worden.  

In der Stufe I, der FFH-Vorprüfung (Screening) kommen die Gutachter zu dem Ergeb-
nis, dass mit der Umsetzung der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 102 "Bahnhof 
Kottenforst" keine erheblichen nachteiligen Veränderungen oder Störungen für die Na-
tura 2000-Gebiete im Umfeld verbunden sind. Die Funktionen der Gebiete für die im 
Schutzzweck benannten Lebensräume sowie Tier- und Pflanzenarten von gemein-
schaftlichem Interesse als maßgebliche Bestandteile werden nicht eingeschränkt, die 
Erhaltungsziele der Gebiete werden nicht beeinträchtigt. Erhebliche Beeinträchtigun-
gen der Gebiete lassen sich offensichtlich ausschließen. Vertiefende Untersuchungen 
sind nicht erforderlich. 

Im Kapitel 9 (Seiten 34 - 50) des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags ist eine arten-
schutzrechtliche Prüfung gemäß der VV-Artenschutz vom 13.04.2010 vorgenommen 
worden. 
Im Zuge der Prüfung sind auch die in der Stellungnahme genannten Arten Springfrosch 
(Seite 39), Habicht und Wespenbussard (Seite 47) behandelt worden mit dem Ergeb-
nis, dass für die genannten Arten keine Konflikte mit artenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten zu erwarten sind.    

 
 Abwägung und Begründung 
 

Zu Altlasten und Bodenschutz: Die gewerbliche Vornutzung des Plangebietes wird in 
der Begründung zum Bebauungsplan an vielen Stellen dargestellt und erläutert. Der 
Altstandort und das Thema möglicher Bodenverunreinigungen werden in der Begrün-
dung näher beschrieben. Ein Hinweis auf das Verhalten beim Auffinden möglicher Bo-
denverunreinigungen ist im Bebauungsplan unter den Hinweisen bereits enthalten.  

 
Zu Immissionsschutz: Der in der Plangrundlage des Übersichtsplanes noch enthaltene 
Reitplatz ist hier nicht mehr vorhanden. Der Bebauungsplan setzt hier Mischgebiet fest. 
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Für die nördlichen Bereiche besteht die Gebietsausweisung als allgemeines Wohnge-
biet. In diesem Gebiet ist nach § 4 BauNVO Pferdehaltung ausgeschlossen. Insofern 
ist eine Konfliktsituation hier nicht erkennbar. Von zusätzlichen Gutachten kann des-
halb abgesehen werden.  

Zu Natur und Landschaft: Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Vogelschutz- und 
FFH-Gebiet Kottenforst sowie die hier möglicherweise vorkommenden geschützten Ar-
ten sind in den Kapiteln 9 und 10 des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags gemäß 
der hierfür anzuwendenden Verwaltungsvorschriften untersucht und dargelegt worden.  
Beeinträchtigungen der Schutzgebiete oder Konflikte mit artenschutzrechtlichen Vor-
schriften sind nicht zu erwarten. 

 
 
8. DB Services Immobilien GmbH, Köln, Schreiben vom 11.07.2011 (Eingang) 
 
 Beschlussvorschlag 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Da keine Flächen der DB AG von der 

Planung betroffen sind, entfällt eine weitere Abwägung. 
 
 Abwägung und Begründung 
 Der Bebauungsplan bezieht keine Flächen der DB AG ein. Somit werden die Planun-

gen der DB Kommunikationstechnik weder berührt noch behindert. 
 
 
 
9. Von den nachstehenden Trägern öffentlicher Belange liegen Stellungnahmen 

vor, Anregungen und Bedenken wurden jedoch nicht mitgeteilt: 
 

- Gemeinde Alfter 
- Straßen NRW -Regionalniederlassung Ville-Eifel-, Euskirchen 
- Wahnbachtalsperrenverband 
- Polizeipräsidium Bonn -Direktion Verkehr- 
- Amprion GmbH, Dortmund 
- Stadt Rheinbach 
- Bezirksregierung Köln -Ländliche Entwicklung und Bodenordnung- 
- RWE Westfalen-Weser-Ems-Netzservice, Dortmund 
- Regionalgas Eusksirchen 
- Unitymedia Group -Netzplanung-, Kerpen 
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